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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 
Günter 
Nooke 

(CDU/CSU) 


Entspricht die Einschätzung der Beauftragten 
der Bundesregierung für Kultur und Medien, 
Staatsministerin Dr. Christina Weiss, „dass 
man keine Kulturpolitik machen kann, die an 
den Grenzen Deutschlands endet“ der Auffas- 
sung der Bundesregierung über die Zuständig- 
keiten in der Kulturpolitik auf Bundesebene, 
und teilt sie insbesondere die Eorderung der 
Staatsministerin, man müsse „konsequenter- 
weise die kulturpolitische Verantwortung eines 
Eandes an einer Stelle zusammenführen“ (In- 
terview, Süddeutsche Zeitung vom 11./ 12. Juni 
2005)? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 21. Juni 2005 

Die Bundesregierung nimmt ihre kulturpolitische Verantwortung im 
In- und Ausland in enger Abstimmung zwischen Bund und Eändern 
in vollem Umfang wahr. In einem vereinigten Europa muss Kultur- 
politik auch deren grenzüberschreitende Dimension beachten. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Über welche Informationen und Hintergründe 
verfügt die Bundesregierung bezüglich der 
im Beitrag des ARD-Magazins Monitor vom 
9. Juni 2005 aufgestellten Behauptungen, die 
Bundesregierung blockiere die Abschiebung 
mehrerer ehemaliger SS-Männer aus den USA 
nach Deutschland, denen das US-Justizminis- 
terium die Beteiligung an NS-Kriegsverbre- 
chen vorgeworfen hat (vgl. dpa vom 9. Juni 
2005)? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 22. Juni 2005 

Die zitierten Behauptungen treffen nicht zu. Die Bundesregierung hat 
der US-Administration vielmehr wiederholt mitgeteilt, dass sie bereit 
wäre, betreffende Personen aufzunehmen, wenn diese die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen oder ausreichend Beweismittel vorliegen, 
um ein Strafverfahren einleiten zu können. 
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In den der Bundesregierung bisher vom Office of Special Investi- 
gation des US-Justizministeriums angetragenen Fällen waren diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt. Jeder neue Fall wird durch die zustän- 
digen Stellen eingehend geprüft. 


3. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Anstrengungen unternimmt die Bun- 
desregierung um die Strafverfolgung in sol- 
chen Fällen zu ermöglichen bzw. zu verbes- 
sern? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Chrobog 
vom 22. Juni 2005 

Eine strafrechtliche Verfolgung dieser Personen wegen der Beteili- 
gung an NS-Verbrechen hängt, wie bei jedem rechtsstaatlichen Straf- 
verfahren, davon ab, ob ausreichende Beweise gegen sie vorliegen 
oder nicht. Die Bundesregierung hat die US-Administration wieder- 
holt um Übermittlung von Beweisen gebeten. 

Sollten deutsche Justizbehörden genügend Anhaltspunkte sehen, um 
ein Ermittlungsverfahren gegen eine der betroffenen Personen einzu- 
leiten, und ein entsprechendes Auslieferungsersuchen an die USA 
richten, würde die Bundesregierung ein solches Ersuchen ausdrücklich 
unterstützen. 


4. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Hat am Rande des Treffens der Außenminister 
der EU und der Rio-Gruppe am 26./27. Mai 
2005 in Luxemburg ein gesondertes EU-Mer- 
cosur-Plenartreffen stattgefunden (vgl. die Ant- 
wort des Staatssekretärs im Auswärtigen Amt, 
Jürgen Chrobog, vom 28. April 2005 auf die 
schriftliche Frage 10 des Abgeordneten Peter 
Weiß (Emmendingen) auf Bundestagsdruck- 
sache 15/5414) und wenn ja, welche Ergeb- 
nisse haben die Teilnehmer mit Blick auf die 
weiteren Verhandlungen erzielt? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 23. Juni 2005 

Am Vorabend des Außenministertreffens der EU und der Rio-Grup- 
pe fand am 26. Mai 2005 in Luxemburg ein Treffen mit den Außenmi- 
nistern des Mercosur statt. Dabei wurde der politische Wille, die Ver- 
handlungen über ein Assoziationsabkommen zu einem erfolgreichen 
Abschluss zu bringen, erneut bestätigt. Nach der notwendigen Vorbe- 
reitung auf technischer Ebene sollen im Juli wieder Verhandlungen 
auf Ministerebene stattfmden. 
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5. Abgeordneter Inwieweit unterstützt die Bundesregierung den 

Rainer Vorschlag von VN-Generalsekretär Kofi An- 

Funke nan, die bisherige Menschenrechtskommission 

(FDP) (MRK) aufzulösen und durch einen ständigen 

Menschenrechtsrat zu ersetzen, im Hinblick 
auf den Vorschlag des High Level Panels, der 
vorsieht die bisherige MRK auf alle VN-Mit- 
glieder zu erweitern? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 23. Juni 2005 

Der im Bericht des „High Level Panel“ vom Dezember 2004 an den 
VN-Generalsekretär enthaltene Vorschlag, die Mitgliedschaft in der 
VN-Menschenrechtskommission (MRK) für alle VN-Mitgliedstaaten 
zu öffnen (so genannte Universalisierung der MRK), wurde von 
Generalsekretär Kofi Annan nicht aufgegriffen. In seinem eigenen, 
am 21. März 2005 vorgelegten, Bericht „In larger freedom“ zu einer 
umfassenden Reform des gesamten VN-Systems hat Generalsekretär 
Kofi Annan vielmehr vorgeschlagen, die MRK in einen ständigen 
Menschenrechtsrat (MRR) mit erhöhtem Status umzuwandeln. Da- 
durch soll die Effizienz des VN-Hauptgremiums für Menschenrechts- 
fragen verbessert und die vom Generalsekretär geforderte Etablierung 
des Menschenrechtsschutzes als - neben Sicherheit und Entwicklung 
- eines der Hauptziele der VN auch durch eine institutioneile Aufwer- 
tung zum Ausdruck gebracht werden. Die Bundesregierung begrüßt 
diese Vorschläge des Generalsekretärs nachdrücklich. Die Bundes- 
regierung hat sich innerhalb der EU aktiv dafür eingesetzt, dass die 
EU bei der Erörterung der Vorschläge in den VN eine uneinge- 
schränkt positive gemeinsame Position vertritt. Die Bundesregierung 
wird die in Gang befindlichen Beratungen in den VN weiterhin in 
diesem Sinne engagiert begleiten. 


6. Abgeordneter Wie schätzt die Bundesregierung, sollte sie den 

Rainer Vorschlag, einen Menschenrechtsrat einzurich- 

Funke ten, unterstützen, dessen Bedeutung im Ver- 

(FDP) gleich zur möglichen Erweiterung des Sicher- 

heitsrates ein, und welche Strategien verfolgt 
sie zu seiner Einrichtung? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 23. Juni 2005 

Der Sicherheitsrat ist eines der sechs Hauptorgane der Vereinten 
Nationen. Die Menschenrechtskommission in ihrer jetzigen Gestalt 
ist kein Hauptorgan. VN-Generalsekretär Kofi Annan hat in seinem 
Reformappell vor der VN-Generalversammlung im September 2003 
ausgeführt: „Wir dürfen nicht zurückschrecken vor Fragen über die 
Angemessenheit und Wirksamkeit der uns zur Verfügung stehenden 
Regeln und Instrumente. Unter diesen Instrumenten ist keines wich- 
tiger als der Sicherheitsrat selbst.“ Vor diesem Hintergrund setzt sich 
die Bundesregierung nachdrücklich für eine umgehende und substan- 
zielle Reform des VN-Sicherheitsrats ein. Sie hat zugleich wiederholt 
klargestellt, dass sie auch anderen Elementen einer umfassenden 
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VN-Reform größte Bedeutung beimisst. Hierzu gehören auch die Vor- 
schläge zu einer Stärkung der VN-Institutionen zum Schutz der Men- 
schenrechte, einschließlich des Vorschlags zu einer Umwandlung der 
MRK in einen ständigen MRR. Gemeinsam mit ihren EU-Partnern 
setzt die Bundesregierung sich in den laufenden Beratungen in den 
VN mit Nachdruck dafür ein, dass das beim „High Level Plenary 
Meeting“ der Staats- und Regierungschefs im September in New York 
zu verabschiedende Ergebnisdokument einen entsprechenden Grund- 
satzbeschluss enthält. 


7. Abgeordneter 

Rainer 

Funke 

(EDP) 


Mit welchen Sanktionsmechanismen sollte der 
neu einzurichtende Menschenrechtsrat ausge- 
stattet werden, und hält die Bundesregierung 
ein Pesthalten am Instrument der Länderreso- 
lutionen für sinnvoll? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 23. Juni 2005 

In Übereinstimmung mit VN-Generalsekretär Kofi Annan ist die 
Bundesregierung mit ihren EU-Partnern der Auffassung, dass die Be- 
mühungen zur Einrichtung eines ständigen MRR zunächst auf einen 
positiven Grundsatzbeschluss beim „High Level Plenary Meeting“ 
konzentriert und Prägen der näheren Ausgestaltung eines solchen 
Organs erst danach aufgegriffen werden sollten. Hierzu gehört u. a. 
auch die Präge nach möglichen Sanktionsmechanismen eines solchen 
Organs. Gemeinsam mit ihren EU-Partnern ist die Bundesregierung 
allerdings der Überzeugung, dass der Kern des Mandats eines stän- 
digen Menschenrechtsrats darin bestehen sollte, wirkungsvoller als 
derzeit die MRK aktuelle Situationen massiver Menschenrechtsverlet- 
zungen aufgreifen und sich für deren möglichst schnelle Beendigung 
einsetzen zu können. 


8. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die größte „Aktion zur Säuberung und 
Verbrechensbekämpfung in der Geschichte 
Simbabwes“, bei der die Polizei 22000 Men- 
schen festgenommen und unzählige Hütten 
zerstört hat (vgl. Prankfurter Rundschau vom 
7. Juni 2005), und was will die Bundesregie- 
rung dagegen unternehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Scharioth 
vom 20. Juni 2005 

Bei der Ende Mai begonnenen Polizeiaktion in Harare und in anderen 
größeren Städten Simbabwes kam es zu mehr als 20 000 Verhaftungen 
von Straßenhändlern, Kleingewerbetreibenden und anderen Bewoh- 
nern der Armenviertel. Während die Aktion sich anfangs auf Gebiete 
konzentrierte, in denen bei den letzten Wahlen mehrheitlich für die 
Oppositionspartei Movement for Democratic Change (MDC) ge- 
stimmt wurde, treffen die in den letzten Tagen auf ländliche Regionen 
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ausgeweitete Razzien auch zahlreiche Anhänger der Regierungspartei 
ZANU-PF. 

Ganze Straßenzüge wurden von Planierraupen abgerissen. Hundert- 
tausende sind durch die Zerstörung von Wohnungen obdachlos ge- 
worden. Der informelle Sektor, der in Zeiten des wirtschaftlichen 
Niedergangs als einziger Wirtschaftszweig florierte, ist vorerst zum 
Erliegen gebracht. Die Lebensmittelversorgung ist schlecht. Viele 
Obdachlose müssen nunmehr in die ländlichen Gebiete zurückkehren, 
wo sie familiäre Bindungen haben. Dort ist die Aussicht, Arbeit zu fin- 
den, noch geringer, die Lebensmittelversorgung noch schlechter. Für 
viele ist es zurzeit nicht möglich, Transport in ihre Dörfer zu bekom- 
men, so dass sie gezwungen sind, bei kalten Wintertemperaturen unter 
freiem Himmel zu übernachten. 

Die simbabwische Regierung begründet die Operation „restore Order“ 
mit erforderlichen Maßn a hmen gegen Schwarzhandel und illegalen 
Häuserbau. 

Nach Einschätzung der Bundesregierung dürfte es sich bei der Aktion 
primär um eine Strafaktion gegen oppositionsfreundliche Bevölke- 
rungsgruppen handeln. Manche Beobachter sehen in der Ausweitung 
der Aktion auf ländliche Regionen eine Machtdemonstration des Re- 
gimes, um mögliche Unruhen wegen der sich dramatisch verschlech- 
ternden Versorgungslage landesweit von vornherein im Keim zu ersti- 
cken. In Kabinett und Politbüro scheint die Meinung über den Erfolg 
dieser Aktion geteilt zu sein. Es ist nicht ausgeschlossen, dass der 
durch den Wahlkampf kurzfristig ausgesetzte Machtkampf innerhalb 
der ZANU-PF-Führung wieder aufgenommen wird. 

In einer gemeinsamen EU-Erklärung vom 8. Juni 2005 wurde die sim- 
babwische Regierung aufgefordert, die brutale und zynische Aktion, 
welche die kritische humanitäre Lage in Simbabwe dramatisch ver- 
schlimmert, sofort zu beenden. 

Die EU wird das Thema gegenüber den SADC-Mitgliedstaaten auf 
dem EU-SADC-Lenkungsausschuss am 20. Juni 2005 in Johannes- 
burg offen ansprechen. 

Die Bundesregierung und ihre EU-Partner werden die betroffene sim- 
babwische Bevölkerung, insbesondere obdachlose Frauen und Kinder, 
mit raschen humanitären Hilfsmaßnahmen unterstützen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


9. Abgeordneter Welche Seminarmittel stehen im Haushaltsjahr 

Klaus 2005 im Einzelplan 17 noch für die Integration 

Haupt von Spätaussiedlern und Ausländern aus Kapi- 

(FDP) tel 06 33 Titel 648 04 bzw. für jugendliche Zu- 

wanderer aus dem Kapitel 17 02 Titel 686 11 
zur Verfügung, und wofür werden diese Mittel 
verwendet? 
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Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 21. Juni 2005 

Sowohl aus dem Einzelplan 06 Kapitel 06 33 Titel 68404 als auch aus 
dem Einzelplan 17 Kapitel 17 02 Titel 686 11 werden seit 1. Januar 
2005 keine Seminarmaßnahmen mehr gefördert, da die Seminarinhal- 
te bereits durch die Orientierungskurse gemäß § 43 Abs. 3 Aufent- 
haltsgesetz (AufenthG) bzw. § 9 Abs. 1 des Bundesvertriebenengeset- 
zes (BVEG) in der ab 1. Januar 2005 geltenden Eassung vermittelt 
werden. In Einzelfällen werden jedoch Multiplikatorenschulungen für 
Ehrenamtliche gefördert. 


10. Abgeordneter 

Klaus 

Haupt 

(EDP) 


Welche Sondermittel gibt es darüber hinaus 
für Multiplikatorenschulungen beim Bundes- 
amt für Migration und Elüchtlinge in Nürn- 
berg, und wofür werden diese Mittel verwen- 
det? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 21. Juni 2005 

Sondermittel für Multiplikatorenschulungen stehen beim Bundesamt 
für Migration und Elüchtlinge nicht zur Verfügung. Allerdings können 
sowohl aus Einzelplan 06 Kapitel 06 33 Titel 68403 als auch aus Kapi- 
tel 06 33 Titel 684 04 sowie aus Einzelplan 17 Kapitel 17 02 Titel 
686 1 1 Multiplikatorenschulungen gefördert werden. 


11. Abgeordneter 

Klaus 

Haupt 

(EDP) 


Welchen Stellenwert misst die Bundesregie- 
rung den Multiplikatorenschulungen in der 
Migrationsarbeit zur Unterstützung des Ehren- 
amts und des bürgerlichen Engagements bei, 
und wie gedenkt sie in Zukunft diesen Bereich 
zu fördern? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 21. Juni 2005 

Die Bundesregierung misst den Multiplikatorenschulungen in der Mi- 
grationsarbeit zur Unterstützung des Ehrenamts und des bürgerschaft- 
lichen Engagements einen hohen Stellenwert bei, da die Befähigung 
zur und Professionalisierung der ehrenamtlichen Arbeit einen wichti- 
gen und unverzichtbaren Aspekt in der Integrationsarbeit darstellen. 
Vorbehaltlich verfügbarer Haushaltsmittel soll dieser Bereich auch in 
Zukunft weiter gefördert werden. 


12. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die nach 
dem Verbot der PKK gegründete „Eöderation 
der Kurdischen Vereine in Deutschland“ 
(YEK-KOM), die nach Presseberichten der 
Nachfolgeorganisation der PKK, der „Kongra 
Gel“, nahe steht (vgl. Cellesche Zeitung vom 
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11. Juni 2005), und in welcher Form beobach- 
tet beziehungsweise überprüft die Bundesregie- 
rung die Aktivitäten dieser Föderation? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 20. Juni 2005 

Die YEK-KOM umfasst als Dachverband zahlreiche - im Bundes- 
gebiet verstreute - örtliche Vereine, in denen die Anhänger der PKK 
(welche derzeit als „Volkskongress Kurdistans“ - KONGRA-GEL fir- 
miert), überwiegend organisiert sind. Der Verband und die ihm ange- 
schlossenen Vereine treten für Ziele der PKK/KONGRA-GEL ein. 
Die YEK-KOM unterliegt daher der Beobachtung durch die Verfas- 
sungsschutzbehörden des Bundes und der Länder. 


13. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass so genannte Spenden durch 
die YEK-KOM bzw. Kongra Gel gesammelt 
werden und dabei teilweise psychologischer 
Druck ausgeübt wird, und in welcher Weise 
arbeitet die Bundesregierung in dieser Frage 
mit den Bundesländern, insbesondere mit dem 
Land Niedersachsen, zusammen? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 20. Juni 2005 

Die Finanzierung der PKK/KONGRA-GEL in Europa erfolgt zu 
einem wesentlichen Teil unter konspirativen Umständen durch jähr- 
liche Spendensammlungen. Diese Aktivitäten werden durch Funktio- 
näre der PKK/KONGRA-GEL getragen; eine institutioneile Einbin- 
dung der YEK-KOM ist dabei nicht ersichtlich. Es gibt Hinweise, dass 
PKK/KONGRA-GEL ihre Spendenforderungen mit psychologi- 
schem Druck, im Einzelfall auch mit der Androhung von Gewalt ver- 
bindet. Für 2004 wurden den Polizeibehörden 21 versuchte oder voll- 
endete Spendengelderpressungen bekannt. Die überwiegend in der 
Kompetenz der Länder liegende strafrechtliche Verfolgung dieser Ak- 
tivitäten beruht auf dem Informationsaufkommen aller Sicherheits- 
behörden. 


14. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Zusammenarbeit von Gruppen, Verei- 
nen und Organisationen der Yeziden mit der 
verbotenen PKK beziehungsweise ihrer Nach- 
folgeorganisationen, und in welchen Orten hat 
die Bundesregierung hierfür Anhaltspunkte? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 20. Juni 2005 


Mit Hilfe so genannter Massenorganisationen versucht PKK/KONG- 
RA-GEL, Einfluss in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen aus- 
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zuüben. Mit Blick auf yezidische Glaubensgemeinschaften verfügt die 
Organisation über die „Union der Yeziden aus Kurdistan“ (YEK), 
die in Deutschland mehrere Vereine und Einrichtungen unterhält. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


15. Abgeordneter 
Stephan 
Mayer 
(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die steuerfreien Pauschalbe- 
träge für Verpflegungsmehraufwendungen von 
Monteuren im Ausland vom Jahr 2004 auf das 
Jahr 2005 abgesenkt wurden, und wenn ja, aus 
welchen Gründen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 17. Juni 2005 

Es trifft zu, dass die Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendun- 
gen im Ausland teilweise abgesenkt und auch teilweise erhöht wurden. 
Hierzu möchte ich auf Eolgendes hinweisen: 

Die steuerlichen Verpflegungspauschbeträge bei Auslandsdienstreisen 
sind in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 Satz 4 des Einkommensteuergesetzes 
gesetzlich festgelegt. Sie betragen je nach Abwesenheitsdauer von der 
Wohnung/Arbeitsstätte 120, 80 und 40 Prozent der höchsten Aus- 
landstagegelder nach dem Bundesreisekostengesetz (BRKG). Nach 
§ 20 Abs. 3 BRKG ist das Bundesministerium des Innern ermächtigt, 
für Auslandsdienstreisen eine besondere Verordnung zu erlassen. In 
dieser Auslandsreisekostenverordnung (ARV) ist in § 3 Abs. 1 ARV 
bestimmt, dass die Auslandstage- und Auslandsübernachtungsgelder 
auf Grund von Erhebungen ermittelt werden. Ein Grund für die da- 
nach teilweise abgesenkten Auslandstagegelder ist der seit der letzten 
Erhebung deutlich gestiegene Kurs des Euro. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


16. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass die Bundesagentur für 
Arbeit schwer vermittelbaren Kunden aus 
Kostengründen eher Eeistungen gewährt, an- 
statt sie in neue Beschäftigungsverhältnisse 
zu vermitteln (Süddeutsche Zeitung, 2. Juni 
2005)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 23. Juni 2005 

Nein. Mit einer derartigen Praxis würde die Bundesagentur für Arbeit 
gegen den gesetzlichen Vorrang der Vermittlung vor der Zahlung von 
Entgeltersatzleistungen verstoßen. 

Die Bundesagentur für Arbeit hat deshalb auch in einem Schreiben an 
den Vorsitzenden des Deutschen Vermittlungscoach-Verbandes e.V. 
entsprechende Vorwürfe zurückgewiesen. 


17. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung den Erfolg 
von Vermittlungscoachings, mit denen Sozial- 
hilfeempfänger und Eangzeitarbeitslose in 
neue Beschäftigungsverhältnisse vermittelt 
werden können, ein (Süddeutsche Zeitung, 
2. Juni 2005)? 


18. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung die Anwendung 
ähnlicher Maßnahmen, um Eangzeitarbeitslose 
erneut in das Berufsleben zu integrieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 23. Juni 2005 

Die Erkenntnis, dass Eangzeitarbeitslose mit individuellen Problemen 
durch intensive Betreuung und Begleitung größere Chancen haben, 
eine Arbeit zu finden, hat dazu geführt, im Zweiten Buch Sozialgesetz- 
buch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - (SGB II) den persön- 
lichen Ansprechpartner gesetzlich vorzusehen. Auch die Einschaltung 
Dritter ist sowohl im Dritten Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförde- 
rung - (SGB III) als auch im SGB II vorgesehen. 

Daneben sollen Arbeitsuchende auch während der Durchführung 
anderer Maßnahmen wie der Beschäftigung in Personal-Service-Agen- 
turen und während der Teilnahme an beruflichen Weiterbildungs- 
maßnahmen mit dem Ziel der Vermittlung in Arbeit begleitet werden. 
Zusätzlich können Arbeitslose, die einen Anspruch auf einen Vermitt- 
lungsgutschein haben, privaten Arbeitsvermittlern einen Vermittlungs- 
auftrag erteilen. 

Die Möglichkeiten der Einschaltung Dritter werden von den Agentu- 
ren für Arbeit intensiv genutzt. Eaut Auskunft der Bundesagentur für 
Arbeit wurden 2004 beispielsweise in 635 000 Eällen Dritte mit der 
Vermittlung von Arbeitslosen beauftragt und in 1,2 Millionen Eällen 
eine Trainingsmaßnahme angetreten. Seit seiner Einführung wurden 
bis Ende 2004 mehr als 1,4 Millionen Vermittlungsgutscheine an Ar- 
beitslose ausgegeben. 
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19. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Welche EU-Richtlinien hat die Bundesregie- 
rung in der 15. Wahlperiode bis heute in natio- 
nales deutsches Recht umgesetzt (bitte maxi- 
mal 1 8 EU-Richtlinien auflisten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 23. Juni 2005 

Nachfolgende Richtlinien sind von der Bundesregierung in deutsches 
Recht umgesetzt und von der Kommission notifiziert worden: 

-05/34 Aufnahme der Wirkstoffe Etoxazol und Tepraloxydim 

-02/95 Beschränkung der Verw. best, gefährl. Stoffe in Elektro- 
ger. 

-02/96 Elektro- und Elektronik-Altgeräte 

-03/108 Elektro- und Elektronik-Altgeräte 

-03/123 Steuersystem Mutter/Tochtergesellschaften 

-04/77 Kennzeichnung bestimmter Eebensmittel 

-04/87 Kosmetische Mittel 

-04/93 Anpassung der Anhänge II und III der RE 76/768 

-04/94 Änderung von Anhang IX der RE 76/768 

-04/95 Rückstandshöchstgehalte von Bifenthrin 

-04/116 Euttermittel 

-05/1 1 Reifen von Kfz 

-05/13 Emission von Schadstoffen 

-05/21 Verunreinigte Stoffe aus Dieselmotoren 

-05/27 Typengenehmigung von Einrichtungen an Eahrzeugen 

-04/34 Textilkennzeichnung 

-04/89 Eisenbahnbeförderung gefährl. Güter 

-03/42 Meldung Zivilluftfahrt 


20. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Bei welchen Richtlinien hat die Bundesregie- 
rung einen höheren Schutz bzw. weitergehen- 
dere Vorgaben in den nationalen deutschen 
Regelungen verankert als es die EU-Vorgaben 
vorschreiben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 23. Juni 2005 

Bei den vorgenannten Richtlinien hat die Bundesregierung keinen hö- 
heren Schutz bzw. weitergehendere Vorgaben in den nationalen deut- 
schen Regelungen verankert, als es die EU-Vorgaben vorschreiben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


21. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in den Be- 
schlüssen des Verwaltungsgerichtes Cottbus 
vom 9. März 2004 (Az.: 5L542/03) und des 
Oberverwaltungsgerichtes Brandenburg vom 
24. Februar 2005 (Az.: 4B100/04) zum Aus- 
druck kommende Auffassung, dass das Heim- 
gesetz keine ausdrückliche Regelung enthält, 
wonach jedes Heim auch über einen eigenen 
Heimleiter verfügen muss, sondern dass ein 
Heimleiter unter Nutzung von Synergien bei 
der Leitung größerer Einheiten eine Leitungs- 
tätigkeit ordnungsgemäß und im Sinne des 
Heimgesetzes zumindest für zwei rund einen 
Kilometer entfernt liegende Häuser wahrneh- 
men kann? 


22. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
bei der Bestellung einer Person als verantwort- 
lichen Heimleiter für zwei nahe beieinander 
liegende Häuser eine konkrete Gefahr für die 
Würde und das Wohl der Heimbewohner nicht 
zu befürchten ist, wenn in beiden Häusern zu- 
sätzlich jeweils eine voll beschäftigte Pflege- 
dienstleiterin bestellt ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christel Riemann-Hanewinckel 
vom 22. Juni 2005 

Das Heimgesetz enthält keine ausdrückliche Regelung der Frage, ob 
eine Heimleitung für zwei oder mehrere Einrichtungen der stationären 
Altenhilfe ausreicht oder ob jedes Heim eine gesonderte Heimleitung 
benötigt. Auch die Gesetzesmaterialien geben insoweit keine Klarheit. 

Angesichts der bei Einführung des Heimgesetzes bestehenden großen 
Einrichtungen war man davon ausgegangen, dass jedes Heim eine ge- 
sonderte Heimleitung hat, die ihre Leitungs-, Gestaltungs- und Füh- 
rungsfunktion in ständigem Kontakt und Informationsaustausch zwi- 
schen Heimleitung, Bewohnerschaft und Mitarbeiterschaft durch 
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- überwiegende - Präsenz der Heimleitung in der Einrichtung wahr- 
nimmt. 

Demgegenüber wird heute vielfach die Auffassung vertreten, der die 
Bundesregierung zuneigt, dass es bei zwei z. B. nahe beieinander lie- 
genden Einrichtungen - insbesondere bei einer Tagespflegeeinrich- 
tung und einem Pflegeheim - denkbar ist, auf eine Heimleitung in je- 
der der beiden Einrichtungen zu verzichten und nur eine Heimleiterin 
bzw. einen Heimleiter für beide Einrichtungen zuzulassen. 

In jedem Eall müssen die Interessen und Bedürfnisse der Bewohnerin- 
nen und Bewohner gewährleistet werden. Ob dies der Eall ist, hat die 
örtlich zuständige Heimaufsichtsbehörde im Einzelfall zu entscheiden. 
Die Ausführung des Heimgesetzes und damit die Auslegung der heim- 
rechtlichen Bestimmungen ist eigenverantwortliche Aufgabe der Eän- 
der. 

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei den in den beiden 
Eragen genannten Beschlüssen nicht um Entscheidungen in der 
Hauptsache, sondern um Eilverfahren handelt, bei denen lediglich 
eine kursorische Rechtsprüfung stattfand. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziaie Sicherung 


23. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass mit der Türkei und den Staa- 
ten des ehemaligen Jugoslawien Sozial-/Kran- 
kenversicherungsabkommen bestehen, in de- 
nen eine Eamilienver Sicherung auch für nicht 
in Deutschland lebende Angehörige von Bür- 
gern dieser Staaten ermöglicht wird, und wenn 
ja, bis zu welchem Verwandtschaftsgrad wird 
diese Eamilienver Sicherung gewährt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 23. Juni 2005 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit bereits mehrfach 
schriftliche und mündliche Eragen zu diesem Themenkomplex beant- 
wortet. Vergleiche hierzu die Antworten auf die Eragen der Abge- 
ordneten Martin Hohmann (Bundestagsdrucksache 15/337, Nr. 42), 
Jürgen Türk (Bundestagsdrucksache 15/2728, Nr. 99), Henry Nitsche 
(Bundestagsdrucksache 15/5230, Nr. 55/56) sowie Matthäus Strebl 
(Plenarprotokoll 15/99, Anlage 24). Insbesondere wird auf die Beant- 
wortung der schriftlichen Prägen der Abgeordneten Erika Steinbach 
durch den Parlamentarischen Staatssekretär Pranz Thönnes im April 
2003 (Bundestagsdrucksache 15/856, Nr. 51 bis 54) verwiesen. 
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24. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Wie viele Personen nehmen diese Familien- 
versicherung derzeit in Anspruch, und welche 
Finanzvolumina werden dafür bereitgestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 23. Juni 2005 

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen darüber vor, wie viele Fami- 
lienangehörige in den Staaten des ehemaligen Jugoslawiens und in der 
Türkei aushilfsweise Leistungen nach den jeweils anzuwendenden ab- 
kommensrechtlichen Bestimmungen von den dortigen Krankenver- 
sicherungen erhalten, deren Kosten nachträglich durch die deutschen 
Krankenkassen erstattet werden. 

Aus der von der zuständigen Deutschen Verbindungsstelle Kranken- 
versicherung-Ausland erstellten Übersicht sind die jährlichen Finanz- 
volumina als pauschaler Aufwand der deutschen Krankenkassen für 
die betroffenen Länder seit dem Jahr 2000 zu entnehmen. 


Pauschale Kostenabrechnung Familienangehöriger von Allgemeinversicherten mit Abkommenstaaten 

(Stand Mai 2005) 


Staat 

Leistungsjahr 

Aktuelle Anzahl 
Abrechnungsmonate 

Aktueller Forderungs- 
betrag in Tsd. € 

Serbien-Montenegro 

2000 

26 452 

1054 

2001 

24151 

592 

2002 

21200 

618 

2003 

noch keine Angaben 

noch keine Angaben 

Bosnien-Herzegowina 

2000 

47 443 

965 

2001 

46 182 

1034 

2002 

33 162 

956 

2003 

noch keine Angaben 

noch keine Angaben 

Slowenien 

2000 

11913 

572 

2001 

11 189 

588 

2002 

9 977 

558 

2003 

8 784 

515 

Kroatien 

2000 

59 567 

1 355 

2001 

55 454 

1276 

2002 

47 694 

1 106 

2003 

40 577 

967 

Mazedonien 

2000 

16 206 

307 

2001 

14 598 

332 

2002 

12 805 

295 

2003 

noch keine Angaben 

noch keine Angaben 
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Staat 

Leistungsjahr 

Aktuelle Anzahl 
Abrechnnngsmonate 

Aktneller Fordernngs- 
betrag in Tsd. € 

Türkei 

2000 

389 438 

11049 

2001 

384277 

10 788 

2002 

385 545 

12462 

2003 

375 496 

13416 


Die Zahl der Abrechnungsmonate spiegelt die derzeit erfassten, pau- 
schal abgerechneten Leistungsmonate wider, die den jeweiligen Erstat- 
tungszahlungen zugrunde liegen. Bei der Analyse der Leistungsmo- 
nate kann für den überwiegenden Teil der aufgelisteten Staaten fest- 
gestellt werden, dass die Zahl der Leistungsmonate kalenderjährlich 
abnahm. 

Der aktuelle Forderungsbetrag entspricht der Summe der zu einem 
bestimmten Stichtag den jeweils zuständigen Krankenkassen vorlie- 
genden Forderungen, die bereits geprüft sind oder sich noch im Prüf- 
verfahren befinden. 


25. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass der 
behinderungsbedingte Mehrbedarf für Studie- 
rende mit Behinderung im Rahmen der Ein- 
gliederungshilfe nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 Zwölf- 
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) nur für 
den ersten berufsqualifizierenden Abschluss - 
im Rahmen des Bologna-Prozesses wäre dies 
der Bachelor-Abschluss - finanziert werden 
soll? 


26. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Wie kann gewährleistet werden, dass Stu- 
dierenden mit Behinderung der behinderungs- 
bedingte Mehrbedarf auch für einen Master- 
Studiengang, für eine Promotion oder einen 
Auslandsaufenthalt zur Verfügung steht, um 
beispielsweise Tätigkeiten im Höheren Dienst 
der öffentlichen Verwaltung oder eine wissen- 
schaftliche Faufbahn aufnehmen zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 17. Juni 2005 

Entscheidungen über Art und Umfang der im Einzelfall zu erbringen- 
den Eingliederungshilfe trifft im Rahmen des geltenden Rechts der zu- 
ständige Träger der Sozialhilfe. Nach den von der Bundesarbeitsge- 
meinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe erarbeiteten 
„Empfehlungen für die Gewährung von Eeistungen der Eingliede- 
rungshilfe für behinderte Menschen zum Besuch einer Hochschule“ 
ist die Hilfe grundsätzlich zu versagen, wenn der behinderte Mensch 
eine abgeschlossene Berufsausbildung hat und ihm zugemutet werden 
kann, diesen Beruf auszuüben oder wenn er bereits ein Studium ab- 
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geschlossen hat. Unter den Voraussetzungen des § 23 Eingliederungs- 
hilfe-Verordnung können die Hilfen allerdings weitergewährt werden, 
soweit im Rahmen des Studiums für einen begrenzten Zeitraum ein 
Auslandsstudium erforderlich oder geboten ist (z. B. Studiengang 
Übersetzer/Dolmetscher). 

Am 12. April 2005 hat sich der zuständige Fachausschuss der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft der überörtlichen Sozialhilfeträger noch einmal 
mit dieser Thematik befasst. Der Vertreter des Bundesministeriums 
für Gesundheit und Soziale Sicherung hat die Vertreter der überörtli- 
chen Träger der Sozialhilfe aufgefordert, im Rahmen ihrer Einzelfall- 
prüfung zumindest dann entsprechend zu verfahren, wenn die Voraus- 
setzungen des Bundesausbildungsförderungsgesetzes zur Förderung 
eines Master- oder Magisterstudienganges im Sinne des § 19 des 
Hochschulrahmengesetzes gegeben sind. Die Gremien der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe werden 
im Rahmen der anstehenden Beratung der „Empfehlungen für die 
Gewährung von Eeistungen der Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen zum Besuch einer Hochschule“ auch die Förderung von 
Bachelor- und Masterstudiengängen bei behinderten Studentinnen 
und Studenten erörtern. Eine Beschlussfassung ist für November 2005 
in Aussicht genommen. 


27. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, 
aus welchen Gründen das Berufsbild des Heil- 
erziehungspflegers im Kapitel 14 „Aus- und 
Fortbildung von Fachkräften“ des Berichts 
der Bundesregierung über die Eage behinder- 
ter Menschen und die Entwicklung ihrer Teil- 
habe (Bundestagsdrucksache 15/4575 S. 155 
bis 161) keine Erwähnung findet? 


28. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, dass 
Heilerziehungspflegerinnen und Heilerzie- 
hungspfleger zu den bundesweit etablierten 
und anerkannten Fachkräften der Behinder- 
tenhilfe zählen, und sieht die Bundesregierung 
im Fehlen von Informationen über die Aus- 
und Fortbildung von Heilerziehungspflegern 
im vorgenannten Bericht ein Versäumnis, das 
korrigiert werden sollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 17. Juni 2005 

Die Bundesregierung teüt die Ansicht, dass Heilerziehungspflegerin- 
nen und Heilerziehungspfleger zu den bundesweit anerkannten Fach- 
kräften der Behindertenhilfe zählen. Eine Erwähnung in dem Bericht 
der Bundesregierung über die Eage behinderter Menschen und die 
Entwicklung ihrer Teilhabe vom Dezember 2004, der den Vierten Be- 
richt der Bundesregierung zu dieser Thematik aktualisiert, unterblieb, 
weil insoweit kein Aktualisierungsbedarf gesehen wird. Der Beruf der 
Heilerziehungspflegerin und des Heilerziehungspflegers, der im Vier- 
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ten Bericht der Bundesregierung Erwähnung fand, unterliegt aus- 
schließlich landesrechtlichen Regelungen. Bei der Erstellung des 
neuen Berichts wurden auch die Eänder und Verbände beteiligt. Aus 
ihren Stellungnahmen ergab sich im Hinblick auf den Beruf der Heil- 
erziehungspflegerin und des Heilerziehungspflegers kein Aktualisie- 
rungsbedarf 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


29. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche finanziellen Mittel stehen für den Bau 
der Umgehung Eurth im Wald (Bundesstraße 
B 20), entsprechend der Ankündigung des 
Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit, 
Wolfgang Clement, anlässlich des „1. Baye- 
risch-Tschechischen Wirtschaftsforums“ am 
11. Juni 2005 (vgl. Chamer Zeitung vom 
13. Juni 2005) für die Jahre 2005 und 2006 zur 
Verfügung, und wann kann mit deren Bau be- 
gonnen werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 21. Juni 2005 

Voraussetzung für den Baubeginn der Ortsumgehung Eurth im Wald 
ist das Vorliegen des Baurechts. Nach derzeitiger Einschätzung ist 
damit Ende 2006 zu rechnen. Die Bundesregierung strebt an, das Pro- 
jekt unverzüglich nach Vorliegen des Baurechts zu beginnen und hier- 
für entsprechende Mittel bereitzustellen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


30. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass Bundeskanzler Gerhard 
Schröder vor seiner Wahl während einer Be- 
triebsversammlung des Volkswagenwerkes vor 
4 000 Menschen versprochen hat, wenn er an 
die Regierung käme, wäre das Endlager für 
atomare Abfälle „Schacht Konrad“ „vom 
Tisch“ (http : / / www. salzgitter-aktuell, de / dyna- 
site.cfm?dssid=3192&dsmid=353 1 l&dspaid= 
204712) und wenn nein, welche Ankündigun- 
gen zu seiner künftigen Politik hinsichtlich des 
„Schachtes Konrad“ hat er dort getätigt? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 22. Juni 2005 

Die Bundesregierung nimmt nicht zu behaupteten Äußerungen Stel- 
lung, die der Ministerpräsident des Landes Niedersachsen in den 90er 
Jahren gemacht haben soll. 


31. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Zu welchen konkreten Ergebnissen kommt die 
vom Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) bei 
der Gesellschaft für Bau- und Reaktorsicher- 
heit (GRS) in Auftrag gegebene Wirtschaft- 
lichkeitsuntersuchung der Ein-Endlager-Ziel- 
setzung und des Mehr-Endlager-Konzeptes, 
die bereits Ende Januar abgeschlossen wurde, 
und wann werden die Ergebnisse dem Deut- 
schen Bundestag und dem Bundesrechnungs- 
hof zugänglich gemacht? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 17. Juni 2005 

Der Abschlussbericht mit den Ergebnissen der vom Bundesamt für 
Strahlenschutz bei der Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicher- 
heit (GRS) in Auftrag gegebenen Untersuchung der Ein-Endlager- 
Zielsetzung unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit liegen dem Auf- 
traggeber noch nicht vor. 


32. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit (BMU) diese in seinem Ressort durch eine 
obere Bundesbehörde in Auftrag gegebene 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht abge- 
nommen bzw. zurückgewiesen hat, weil die Er- 
gebnisse der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
den Prüfbericht des Bundesrechnungshofes da- 
rin bestätigen, dass das Mehr-Endlager-Kon- 
zept der Ein-Endlager-Zielsetzung wirtschaft- 
lich überlegen ist, und falls dies nicht der 
Grund für die Zurückweisung der Wirtschaft- 
lichkeitsuntersuchung durch das BMU war, 
warum konkret erfolgte diese Zurückweisung? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 17. Juni 2005 

Siehe Antwort zu Erage 31. 


33. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Existieren für Investitionen in dezentrale Ener- 
gieerzeugung aus Biomasse und die Energie- 
einspeisung in Eernwärmenetze öffentliche 
Eördermöglichkeiten, und wenn ja, welche 
Eörderprogramme können in Anspruch ge- 
nommen werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 20. Juni 2005 

Derartige Investitionen sind grundsätzlich im Rahmen der Richtlinien 
zur Förderung von Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien 
(Marktanreizprogramm), des ERP-Umwelt- und Energiesparpro- 
gramms und des KfW-Umweltprogramms förderfähig. Art und Höhe 
der Förderung hängen vom Fördergegenstand ab, maßgeblich sind 
die jeweiligen Förderrichtlinien der Programme. Für neuartige, inno- 
vative Technologien, die erstmalig großtechnisch angewendet werden 
sollen, kommt auch eine Förderung im Rahmen des BMU-Investi- 
tionsprogramms zur Verminderung von Umweltbelastungen in Frage. 

Darüber hinaus können solche Investitionen im Rahmen des in der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs- 
tenschutzes“ (GAK) angebotenen Agrarinvestitionsförderungspro- 
gramms (AFP) finanziell unterstützt werden. Bund und Länder verab- 
schieden jährlich den Rahmenplan der GAK, in dem die Eckwerte 
der Förderung festgelegt sind. Da die Länder für das Antrags-, Bewil- 
ligungs- und Durchführungsverfahren der GAK zuständig sind, entwi- 
ckeln sie einzelne Landesrichtlinien, die vom Rahmenplan abweichen 
können, für den Antragsteller allerdings maßgeblich sind. Die Art und 
Höhe der Förderung kann von den Ländern unterschiedlich geregelt 
sein. 


34. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Gibt es bereits entsprechend geförderte Pro- 
jekte, und wenn ja, in welcher Höhe gemessen 
an den Investitionsbeträgen ist eine Förderung 
mit öffentlichen Finanzmitteln möglich? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 20. Juni 2005 

Die Fördermöglichkeiten des Bundes für dezentrale Bioenergieanla- 
gen stoßen auf reges Interesse und trugen in den vergangenen Jahren 
wesentlich zum Zubau dieser Bioenergieanlagen bei. 

Nach den aktuellen Förderrichtlinien zur Förderung von Maßn a hmen 
zur Nutzung erneuerbarer Energien (Marktanreizprogramm) wird die 
Errichtung automatisch beschickter Anlagen zur Verfeuerung fester 
Biomasse ab einer Nennwärmeleistung von 8 Kilowatt gefördert. So- 
fern die sonstigen Fördervoraussetzungen erfüllt sind, erfolgt die För- 
derung im Leistungsbereich von 8 bis 100 Kilowatt durch Zuschuss in 
Höhe von 60 Euro je Kilowatt errichteter installierter Nennwärmeleis- 
tung, mindestens jedoch 1 700 Euro je Anlage. Bei Anlagen mit einer 
Nennleistung über 100 Kilowatt erfolgt die Förderung durch zinsgüns- 
tige Darlehen aus Eigenmitteln der KfW und durch Teilschulderlass. 
Der gewährte Teilschulderlass beträgt 60 Euro je Kilowatt installierter 
Nennwärmeleistung, höchstens jedoch 275 000 Euro je Einzelmaßnah- 
me. Für ein im Rahmen einer Investition zur Errichtung einer automa- 
tisch beschickten Anlage zur Verfeuerung fester Biomasse zu errich- 
tendes Nahwärmenetz wird zusätzlich ein Teilschulderlass in Höhe 
von 50 Euro je Meter Rohrleitung, höchstens jedoch 600 000 Euro ge- 
währt. Manuell beschickte Holz-Vergaserkessel werden im Leistungs- 
bereich von 15 bis 100 Kilowatt durch Zuschüsse in Höhe von 50 Eu- 
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ro je Kilowatt errichteter installierter Nennwärmeleistung, mindestens 
jedoch 1 500 Euro je Anlage gefördert. 

Im Rahmen des ERP-Umwelt- und Energiesparprogramms erfolgt 
eine Eörderung mit langfristigen, besonders zinsgünstigen Darlehen. 
Der Einanzierungsanteil beträgt i. d. R. bis zu 50 Prozent der förder- 
fähigen Investitionskosten, bei kleinen und mittleren Unternehmen 
gemäß EU-Definition bis zu 75 Prozent. Der Kredithöchstbetrag 
beträgt in den alten Bundesländern 500 000 Euro in den neuen 
Bundesländern und Berlin 1 Mio. Euro. Bei umweltpolitisch beson- 
ders förderwürdigen Vorhaben kann der Kredithöchstbetrag auch 
überschritten werden. 

Im Rahmen des KfW-Umweltprogramms erfolgt die Eörderung eben- 
falls über zinsgünstige Darlehen. Der Einanzierungsanteil beträgt 
i. d. R. bis zu 75 Prozent der förderfähigen Investitionskosten, der 
Kredithöchstbetrag i. d. R. maximal 5 Mio. Euro. Die Kombination 
eines Kredites aus dem KfW-Umweltprogramm mit anderen Eörder- 
krediten, insbesondere mit dem ERP-Umwelt- und Energiesparpro- 
gramm, ist möglich. 

Im Rahmen des BMU-Investitionsprogramms erfolgt eine Eörderung 
über Zuschüsse zu zinsgünstigen Darlehen der KfW bzw. in Ausnah- 
mefällen über Investitionszuschüsse. Der Einanzierungsanteil beträgt 
maximal 30 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten. 

Die Eörderung von Biomasseanlagen wird im Agrarinvestitionsförde- 
rungsprogramm (AEP) als Maßnahme zur Verbesserung der Umwelt- 
bedingungen in der Produktion besonders finanziell gefördert. Bei 
einem Investitionsvolumen bis zu 50 000 Euro (Kleine Investitionen) 
kann ein 35-prozentiger Zuschuss gewährt werden. Bei einem Investi- 
tionsvolumen zwischen 50 000 Euro und 1,25 Mio. Euro (Große 
Investitionen) beträgt der Gesamthilfewert 40 Prozent und besteht aus 
einem Zuschuss von 10 Prozent der Investitionssumme (max. 30 000 
Euro) sowie einer Zinsverbilligung von Kapitalmarktdarlehen um bis 
zu 5 Prozent. Die Zinsverbilligung kann auch abgezinst in einem 
Betrag ausgezahlt werden. Die Beihilfen dürfen in 3 Jahren den 
Betrag von 100 000 Euro nicht übersteigen. Im Jahr 2003 wurden im 
AEP 828 Vorhaben im Bereich der Biomasseanlagen/Biomassever- 
feuerung mit förderfähigen Investitionen in Höhe von rd. 23 Mio. 
Euro gefördert. Nach vorläufigen Zahlen waren es im Jahr 2004 868 
Vorhaben mit rd. 88 Mio. Euro förderfähigen Investitionen. 


35. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(EDP) 


Was ist der Wortlaut der auf dem so genann- 
ten Autogipfel am 13. Juli 2004 getroffenen 
Vereinbarung zwischen dem Bundeskanzler 
und der Automobilindustrie, insbesondere 
zum Dieselrußpartikelfilter? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 17. Juni 2005 

Die deutsche Automobilindustrie hat in dem Gespräch mit dem Bun- 
deskanzler am 13. Juli 2004 zugesagt, bis 2008/2009 alle in Deutsch- 
land neu zugelassenen Diesel-Pkw mit Rußfilter auszustatten. Eine 
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schriftliche Vereinbarung, deren exakter Wortlaut genannt werden 
könnte, gab es in dem Gespräch nicht. Nach den Aussagen der Auto- 
mobüindustrie ist davon auszugehen, dass die Autos faktisch schon 
früher mit Rußfiltern ausgestattet werden. Erste Unternehmen haben 
eine beschleunigte Einführung noch in diesem Jahr bereits beschlos- 
sen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


36. Abgeordnete 

Cornelia 

Piper 

(EDP) 


Trifft es zu, dass auf der Wissenschaftsminis- 
terkonferenz in Bergen der Studienabschluss 
des Bachelor in Deutschland als zu forschungs- 
lastig kritisiert worden ist, und wenn ja, was 
weiß die Bundesregierung darüber? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 21. Juni 2005 

Dies trifft nicht zu. Auf der Konferenz von Bergen am 19. und 
20. Mai 2005 wurde eine Zwischenbilanz (stocktaking report) über die 
Eortschritte gezogen, die der Bologna-Prozess insgesamt und jedes 
der 40 Bologna-Teilnehmerländer zu verzeichnen hat. Hier liegt 
Deutschland auf einem guten vorderen Mittelplatz. Bereits über ein 
Viertel der Studiengänge sind auf Bachelor- und Masterstudiengänge 
umgestellt. 


37. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung den Bache- 

Cornelia lor in Deutschland in Bezug auf das Verhältnis 

Piper von Eorschung und Eehre allgemein? 

(PDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 21. Juni 2005 

Das Verhältnis von Eorschung und Eehre wird durch die Einführung 
des Bachelor nicht tangiert. 

Mit dem Bachelor ist ein Studienabschluss eingeführt, der bereits nach 
drei bis vier Jahren zu einem berufsbefähigenden Abschluss führt, so 
dass früher als bisher ein Berufseinstieg möglich ist. Das Bachelor/ 
Master-System eröffnet den Studierenden neue Möglichkeiten für eine 
Kombination attraktiver Qualifikationen sowie für eine flexiblere Ver- 
bindung von Eernen, beruflichen Tätigkeiten und privater Lebenspla- 
nung. Vor allem aber ist dieses Studiensystem international kompati- 
bel und bildet damit die Grundlage für mehr Mobilität im Studium 
weltweit. Der Bachelor stellt ein breites Grundlagenwissen bereit, das 
wichtige Voraussetzung bildet sowohl für ein anschließendes Master- 
studium als auch für berufliche Optionen. 
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Die individuelle Eignung der Bachelorabsolventen ist entscheidend 
für eine weitere wissenschaftliche Qualifizierung. Eine Vertiefung der 
akademischen Ausbildung führt dann nach ein bis zwei Jahren zu 
einem forschungs- oder anwendungsorientierten Masterabschluss. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


38. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe sind bisher Mittel aus den 
von der Bundesregierung für die Tsunami- 
Hilfe zugesagten 500 Mio. Euro abgefiossen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Uschi Eid 
vom 22. Juni 2005 

Aus dem Baransatz des Jahres 2005 i. H. v. 125 Mio. Euro sind bislang 
60,69 Mio. Euro abgefiossen. 


Berlin, den 24. Juni 2005 
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